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LEADOFF

Liebe Mitglieder, 
man möchte es nicht glauben, 
aber Piraterie wird im 21. Jahr-
hundert wieder – wie in früheren 
Jahrhunderten – zu einem aktuel-
len Sicherheitsthema. Kriminelle 
oder terroristische Angriffe auf 
See sind keine Fiktion, sondern 
längst Realität. Anna Sturms Bei-
trag gibt uns hierzu einen Über-
blick, Peter Roell gibt zusätzliche  
Fakten und Handlungsempfeh-
lungen. 
 

Privatisierung ist derzeit ein gän-
giges Phänomen in den meisten 
staatlichen Einrichtungen. Dass 
sich jetzt auch militärische Gewalt 
privatisiert und dies nicht nur im 
Feld der Piraterie, ist zumindest 
gewöhnungsbedürftig, eher sogar 
problematisch – zumal dies unter 
unseren Augen geschieht, wir 
aber bislang nicht kritisch hinse-
hen. Schließlich gehören militäri-
sche Mittel zu den Instrumenten 
des Staates, die er zur Wahr-
nehmung seiner Interessen 
braucht. Häufig begründen sie 
erst die Möglichkeit, die eigene 
Handlungsverantwortung gegen-
über Staatsbürgern, aber auch in-
ternationalen Partnern und Orga-
nisationen wahrzunehmen. Jo-
hann Schmid und Justin Just be-
leuchten dieses wichtige Feld.  
 

Zum Abschluss kommentiert Ralf 
Ostner Perspektiven für Krieg und 
Frieden um Taiwan und führt uns 
damit zurück in das Schlüssel-
thema der nächsten Jahre: China. 

Ralph Thiele, Vorstandsvorsitzender  

 

Der vergessene  
Seemann  
Maritime Sicherheitsbedrohungen 
und die Privatisierung von Sicherheit 

Maritime nichtstaatliche  
Akteure 
Exotisch muten die Statistiken 
über Piratenüberfälle an, die das 
Internationale Maritime Bureau, 
eine Unterorganisation der Inter-
nationalen Handelskammer, all-
jährlich in seinem Annual Piracy 
Report veröffentlicht.  
 

Jedoch darf trotz aller Assoziatio-
nen zu Klabautermännern auf pa- 
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radiesischen Inseln und der Vor-
freude auf den Blockbuster ″Fluch 
der Karibik″ Teil 2, der im Som-
mer in die Kinos kommen wird, 
die Ernsthaftigkeit und Dramatik 
dieser Vorfälle nicht vergessen 
werden. Piraterie ist – wie in der 
Realität auch früherer Zeiten – 
brutal, gefährlich und oftmals töd-
lich. Sie verursacht schwerwie-
gende Traumata bei den überle-
benden Opfern und ist eine Ge-
fährdung für Mensch, Schifffahrt, 
Handel und Umwelt. Schwer 
nachvollziehbar erscheint dem-
nach, dass dieser Bedrohung 
kaum relevante Bedeutung bei-
gemessen wird, weder von den 

THEMEN
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betroffenen Küstenstaaten, noch 
von den exportorientierten Wirt-
schaftsnationen. 
 

Die steigende Anzahl an Piraten-
überfällen in verschiedensten Tei-
len der Welt und die Schwierig-
keiten bei deren Aufklärung und 
Strafverfolgung zeigen, wie ein-
fach Seewege in internationalen 
und territorialen Gewässern und 
die Häfen in ihrem Charakteristi-
kum als Umschlagplatz für Waren 
aus aller Welt für kriminelle öko-
nomische Tätigkeiten genutzt 
werden können. Das komplizierte 
Netzwerk an Zuständigkeiten in 
der Schifffahrt kann demnach 
auch nicht nur für wirtschaftlich 
motivierte Zwecke wie Piraterie, 
Menschen-, Drogen- oder Waf-
fenschmuggel benutzt werden, 
sondern auch für politisch moti-
vierte Anschläge, sei es die Ent-
führung eines Kreuzfahrtschiffes 
oder ″nur″ die Versenkung eines 
Containerschiffes vor der Mün-
dung einer unumgänglichen 
Schifffahrtsstraße, was nachhalti-
ge weltwirtschaftliche Auswirkun-
gen haben würde. 
 

Die puren potentiellen Möglichkei-
ten, die uns durch die Piraten-
überfälle vorgeführt werden, näm-
lich Schiffe auszurauben oder 
ganze Massen- oder Stückgut-
frachter verschwinden zu lassen 
bzw. zu entführen, zeigt auf, wie 
verletzlich und ungeschützt die 
Seeschifffahrt ist.  
 

Piraterie und andere maritime Si-
cherheitsbedrohungen erschei-
nen in der Perzeption politischer 
Entscheidungsträger sowie in der 
Öffentlichkeit bestenfalls als zu-
mindest für den Westen regional 
weit entferntes Problem anderer. 
Dies liegt u.a. vielleicht daran, 
dass sich zumindest Piraten auf 
den ersten Blick nicht dem allge-
genwärtigen Terrorismus, son-
dern der Organisierten Kriminali-
tät zuordnen lassen, denn sie 
profitieren von allen Vorteilen des 
transnationalen organisierten 
Verbrechens: Sie kennen bei der 
Verbrechensausübung keine 
Grenzen, arrangieren sich mit 
korrupten Staatsangehörigen und 
haben für Verbrechen schwer-
wiegenderer Art den nötigen fi-
nanziellen Spielraum. Ihr Opera-
tionsfeld sind die Transportwege, 
die aufgrund der wirtschaftlichen 
Globalisierung nun um ein vielfa-

ches stärker genutzt werden und 
somit zahlreiche potenzielle An-
griffsziele bieten.  
 
Wirtschaftliche, maritime  
Abhängigkeit 
Übersehen wird, dass diese in-
tensive Nutzung des Seetrans-
ports für den Warenhandel von 
Nordamerika im Westen bis nach 
Japan im Osten die Grundlage 
der wirtschaftlichen Stärke der 
von der Globalisierung partizipie-
renden Exportnationen und deren 
Wirtschaftsunternehmen ist. Die 
Abhängigkeit ist groß von einem 
schnellen und reibungslosen Wa-
renverkehr, der größtenteils nicht 
durch Flugzeug, LKW oder Ei-
senbahn bewältigt werden kann, 
sondern nur durch die Handels-
schifffahrt, die auf relativ wenigen 
Wasserstraßen und vielen engen 
Passagen ihrer Wege fährt. 
 

So kann ein zunächst regionales 
Problem der Piraterie, zum Bei-
spiel in Südostasien, schnell zu 
einem Problem westlicher Volks-
wirtschaften werden. Denn die 
Globalisierung hat auch die Pira-
terie als eine Form nichtstaatli-
cher Gewalt wieder aufleben las-
sen, die von der Globalisierung 
profitiert, sie aber gleichzeitig be-
droht. Ähnlich wie große Unter-
nehmen nach dem Ende des Ost-
West-Konfliktes durch transnatio-
nales, globalisiertes Handeln auf 
der ganzen Welt Einfluss entwi-
ckeln konnten, können auch ter-
roristische und kriminelle Akteure, 
wie der Pirat, das weltweit aufge-
baute Transport-, Kommunikati-
ons- und Finanznetz zu ihren 
Gunsten nutzen.  
 

Interessant erscheint, welchen 
Einfluss diese Gefährdung der so 
genannten ″Sea Lines of Com-
munication″ (SLOC), also der 
Seewege, auf das Handeln der 
Weltwirtschaft bereits hat und in 
Zukunft haben wird. Die Vernach-
lässigung der maritimen Kompo-
nente der Sicherheitspolitik, die 
hier zum Handeln berufen wäre, 
hat weit reichende Folgen über 
die reine Gefahrenabwehr hinaus. 
Denn gleichzeitig treten nicht nur 
nichtstaatliche, private Gewaltak-
teure auf die Weltbühne, die kri-
minelle oder terroristische Absich-
ten verfolgen, sondern auch pri-
vate Sicherheitsfirmen, die von 
verunsicherten Unternehmen en-

gagiert werden, um deren Passa-
giere oder die Fracht zu schüt-
zen.  
 
Sicherung von Seewegen 
Solche Private Military Compa-
nies (PMC) oder Private Security 
Companies (PSC), die auch von 
staatlicher Seite zur logistischen 
und personellen Unterstützung in 
Kriegs- und Krisengebieten ver-
mehrt angefordert werden, kön-
nen und werden selbstverständ-
lich auch den betroffenen Wirt-
schaftsunternehmen und den von 
ihnen beauftragten Reederein 
gegen Bezahlung zu Hilfe eilen. 
Viele aufgrund der billigeren Pro-
duktion gewählte Wirtschafts-
standorte sind in Staaten ange-
siedelt, die politisch und finanziell 
zu schwach sind, um eine umfas-
sende Sicherheit gewährleisten 
zu können. Unternehmen trauen 
den dortigen staatlichen Sicher-
heitsorganen nicht zu, den unter-
nehmerischen Aktivitäten hinrei-
chenden Schutz gegen kriminelle 
Eingriffe und anderen Störungen 
bieten zu können. Es scheint, 
dass die unmittelbar betroffenen 
Küstenstaaten und die mittelbar 
betroffenen ″Heimat″-Staaten der 
Unternehmen das Problem der 
Piraterie als eine ″arena of limited 
national interest″ behandeln. In 
diesem gewaltoffenen Raum, aus 
dem sich der jeweilige Staat be-
wusst oder gezwungenermaßen 
zurückgezogen hat, werden nun 
neben den kriminellen und terro-
ristischen Organisationen auch 
private Sicherheitsakteure aktiv. 
Der schnell vorangeschrittene 
Trend zur Privatisierung hat somit 
auch nicht vor der Sicherheit halt 
gemacht.  
 
Private Sicherung 
Forciert also der Anstieg der 
″klassischen″ Piraterie und die 
Gefahr von Terroranschlägen die 
Reedereien und Unternehmen, 
private militärische Gesellschaf-
ten mit dem Schutz ihrer Schiffe 
zu beauftragen? Was bedeutet 
diese Privatisierung von Gewalt 
für das staatliche Gewaltmonopol 
und für die Rolle der Staatenge-
meinschaft insgesamt? 
 

Beispielsweise werden Kreuz-
fahrtschiffe aufwendig gesichert, 
unter anderem in Form von be-
waffnetem Bordpersonal, dessen 
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Aufgabenbereich vergleichbar ist 
mit einem verdeckt reisenden 
Sky-Marshall. Auch eine Siche-
rung von Seeseite her, also durch 
(bewaffnete?) Begleitschiffe, er-
scheint möglich. 
 

Die niederländische Firma Satelli-
te Protection Services offeriert 
Schutz gegen Piratenüberfälle mit 
gut ausgebildeten Spezialeinhei-
ten von drei Schwerpunktbasen 
aus (in der Karibik von Curcao, in 
Afrika von Ghana und in Südost-
asien vom ehemaligen US-
amerikanischen Stützpunkt von 
Subic Bay auf den Philippinen).1 
Die Firma Special Ops Associa-
tes bietet auf ihrer Webseite di-
rekt einen Report über ″World-
wide Maritime Piracy″ an, der den 
Kunden über die Gefahren der 
heutigen Schifffahrt aufklären soll, 
und ihnen die Notwendigkeit von 
Special Ops Associates darstellt.2 
 

Vereinzelt beschäftigen Kreuz-
fahrtlinien und Reederein Gurk-
has, die nepalesische Elitetruppe 
der Briten, als Wachtrupps. Diese 
werden zum Beispiel von dem Si-
cherheitsunternehmen Anglo Ma-
rine Overseas Services Ltd. an-
geboten.3 Sie offerieren ″Combat-
ready teams of four to eight men 
armed with guns and kukris [...] 
are available for hire 'at reason-
able rates of pay' [...]. ″Sal Irfan, 
general manager of Anglo Over-
seas, told Reuters their fighting 
reputation, even if unarmed, 
would deter pirates, but that if pi-
rates boarded a ship, the Gurk-
has were best placed to negotiate 
a solution. 'We have people who 
in this type of situation can keep 
cool [...] who can talk to these 
guys without agitating them, with-
out getting them to resort to killing 
somebody on board', he said.“ 4 
 

Ebenso schult die Hamburger 
Maritime Services GmbH Seeleu-
te gegen Piratenangriffe. Die 
schweizerisch-britische Firma Ma-

                                                           
1 Vgl. Roder, Hartmut (Hg.): Piraten – Aben-
teuer oder Bedrohung? Bremen 2002, S. 15; 
vgl. ebenfalls 
http://home.wanadoo.nl/m.bruyneel/archive/m
odern/saprse.htm. 
2 Vgl. http://www.specialopsassociates.com 
3 Vgl. Hinz, Christoph: Weltweite Piraterie: 
Wie reagiert die Schifffahrtspolitik. In: Klüver, 
Hartmut (Hg.): Piraterie – einst und jetzt. Düs-
seldorf 2001, S. 108. 
4 Vgl. P.T. Bangsberg: Gurkhas offered for on-
board protection. 28.2.2000 (unter 
www.joc.com). 

rine Risk Management hält 
Einsatztruppen bereit; ″harte, in 
Anti-Terror-Einheiten gedrillte 
Männer, die versprechen, für eine 
halbe Million Dollar gekaperte 
Schiffe zurückzuholen.″5 Zusätz-
lich zu diesen ″Anti Piracy Rapid 
Response Service″ werden Trai-
ning für Besatzungen und Ermitt-
lungen nach einem Überfall an-
geboten.6 
 

Sandline International bietet 
″maritime surveillance″ an.7 Der 
Einsatz von bewaffneten Sicher-
heitskräften an Bord wird aller-
dings abgelehnt; man setzt neben 
einer intensiven Informationsbe-
schaffung über die Hintermänner 
der Piratenüberfällen auf spezifi-
sche Anti-Piraten-Trainings von 
Mannschaften und Kapitänen.8 
Andere Angebote umfassen spe-
ziell geschulte Teams, die sich 
unauffällig an Bord befinden und 
im Falle eines Angriffes deeska-
lierend eingreifen sollen.  
 
Problematik 
Problematisch wird es bei der 
Regulierung der Aktivitäten sol-
cher Sicherheitsunternehmen auf 
dem maritimen Feld. Die Frage 
einer Bewaffnung an Bord lässt 
sich leicht beantworten, wenn 
man in nur einem gerichtlichen 
Zuständigkeitsgebiet zur See 
fährt. Es liegt jedoch auf der 
Hand, das dies in der internatio-
nalen Schifffahrt kaum der Reali-
tät entspricht. Da zum Beispiel in 
Südostasien aufgrund geographi-
scher Gegebenheiten und territo-
rialen Ansprüchen kaum auf Ho-
her See gefahren werden kann 
und man sich somit immer in ir-
gendjemands territorialen Ge-
wässern befindet, wäre Waffen-
gewalt im Verteidigungsfall auf-
grund der fehlenden einheitlichen 
Bestimmungen kaum straffrei 
möglich. In Indonesien beispiels-
weise ist es Handelsschiffen ver-
boten, Waffen an Bord zu haben. 
In anderen Staaten müssen Waf-
fen sicher in einem Panzer-

                                                           
5 Glüsing, Jens; Ludwig, Udo; Wagner, Wie-
land: Regelrecht abgeschlachtet. In: Der Spie-
gel, Nr. 34, 2001, S. 74. 
6 Vgl. http://www.marinerisk.com. 
7 Vgl. 
http://www.sandline.com/company/index.html. 
8 Spicer, Tim: The involvement of interna-
tional/transnational organised crime in mari-
time piracy. Society of International Law Sin-
gapore (SILS), 1999 

schrank verwahrt werden, was im 
Falle eines Angriffes nicht von 
großem Nutzen wäre.9 
 

Im Falle einer Verletzung oder 
Tötung eines Piraten kann es des 
weiteren zu ernsthaften Proble-
men mit dem jeweiligen Küsten-
staat kommen, wo kaum nach 
dem Grund der Selbstverteidi-
gung gefragt und die Piraterie in 
den seltensten Fällen trotz vor-
handener Beweise strafrechtlich 
anerkannt wird. Zu schnell kann 
sich ein rigoroses Vorgehen von-
seiten der Überfallenen gegentei-
lig auswirken und ihnen selbst als 
Übergriff angehängt werden.  
 

Allein ohne Beteiligung bewaffne-
ter Dritter sind die Zuständig-
keitsbereiche in der internationa-
len Handelschifffahrt kaum zu 
durchdringen. Wer fühlt sich zu-
ständig, wenn ein in Panama re-
gistrierter und in London versi-
cherten Frachter auf dem Weg 
von Frankreich nach Japan, bela-
den mit US-amerikanischen La-
dung, mit einer Besatzung aus 
Deutschen, Holländern und Phi-
lippinen wenige Seemeilen vor 
Indonesien angegriffen und von 
einer ebenfalls national gemisch-
ten Sicherheitstruppe verteidigt 
wird?  
 

Wie sollen sich diese Konstellati-
onen und Vorschriften mit einer 
Sicherung von Handelsschiffen 
durch private Sicherheitsanbieter 
im Falle einer gewaltsamen Aus-
einandersetzung vertragen? Wie 
lässt sich der völkerrechtliche 
Grundsatz ″Freiheit der Meere″ 
mit einer allgemein bewaffneten, 
privaten Sicherung von Handels-
schiffen zusammenbringen? Und, 
bedeutet dies nicht einen weite-
ren Verlust der Anerkennung des 
staatlichen Gewaltmonopols? 
Warum werden auf dem Land 
und in der Luft von staatlicher 
Seite soweit wie möglich Siche-
rungsmaßnahmen ergriffen, auf 
See aber nicht annähernd? 
 
Verantwortung 
Notwendige effektive multilaterale 
Einsätze zur Piraterie- und gleich-
zeitig einhergehender Terroris-
musbekämpfung liegen noch in 

                                                           
9 Vgl. insgesamt Kellerman, Dave: Guns On-
Board? O.J. (unter 
http://www.maritimesecurity.com/guns_on_bo
ard.htm). 
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weiter Ferne. Bei den unmittelbar 
betroffenen Küstenstaaten, vor al-
lem in Südostasien, scheinen 
nach wie vor die Bedrohungsper-
zeptionen zu unterschiedlich, zu 
kostenintensiv der notwendige 
Aufbau von Küstenwachen und 
Marinen und zu groß das Miss-
trauen der Staaten untereinander, 
um auf dem sensitiven Feld der 
Sicherheits- und Militärpolitik in-
tensiver zusammenzuarbeiten. 
Aber auch der fehlende politische 
Wille mittelbar betroffener Staa-
ten, auch der Exportnation 
Deutschland, mithilfe Unterstüt-
zung in gemeinsamer Aufklärung 
und Informationsweitergabe, dip-
lomatischer Initiativen und durch-
gesetzter strafrechtlicher Verfol-
gung und letztendlich reiner Prä-
senz hinterlassen den Eindruck, 
das out of sea gleichbedeutend 
ist mit out of sight. 
 

Entfällt aber eine Sicherung der 
Seehandelsrouten mit staatlich 
abgestimmten, gemeinsam aus-
geführten und kontrollierten Maß-
nahmen und Hilfestellungen, 
werden sich andere finden, die 
Bedürfnisse der Wirtschaft nach 
Schutz und Sicherheit zu stillen. 
″If the great powers, collectively 
or individually, are not willing to 
take up the role of global police in 
unlikely and unrewarding places, 
it is equally certain that others will 
fill that vacuum for good or for 
ill.″10 
 

Der Kreislauf der Globalisierung 
und die Privatisierung / Entstaatli-
chung von Gewalt, in den das 
Problem der Piraterie und des 
maritimen Terrorismus eingeord-
net ist, schließt sich somit mit der 
gleichzeitig einhergehenden Pri-
vatisierung von Sicherheitspolitik. 
Wurden im 17. Jahrhundert Pira-
ten von Staaten angeheuert, um 
die Handelswege des Feindes zu 
stören, so werden jetzt wiederum 
nicht-staatliche Akteure ange-
heuert, um die Seewege vor Pira-
ten zu schützen. 
___________________________ 
Anna Sturm, M.A., Köln 

Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung 
der Verfasserin wieder. 

                                                           
10 Adams, Thomas K.: The new mercenaries 
and the privatization of conflict. In: Parame-
ters, Nr. 2, 1999, S. 115 

THEMEN
Maritimer Terroris-
mus – Fakten und 
Empfehlungen 
 
Die Bedrohungslage 
Die Süddeutschen Zeitung vom 
30.03.06 berichtete, dass der 
scheidende Inspekteur der Mari-
ne, Vizeadmiral Lutz Feldt, in un-
gewöhnlicher Deutlichkeit vom 
Bundestag die Verabschiedung 
eines Seesicherheitsgesetzes ge-
fordert hat. Dies solle den Einsatz 
der Marine gegen Terroristen, 
aber auch gegen Piraten, Dro-
genschmuggler und illegale Ein-
wanderer ermöglichen. Hierfür sei 
allerdings eine Grundgesetzände-
rung erforderlich, da es unsere 
Verfassung bislang verbiete, der 
Bundeswehr polizeiliche Aufga-
ben zu übertragen. Diese Forde-
rung des Inspekteurs der Marine 
ist aus meiner Sicht längst über-
fällig.  
 

Bundesinnenminister Wolfgang 
Schäuble warnte im Januar 2006 
in einem Interview mit der Welt 
am Sonntag vor Terroranschlä-
gen mit so genannten "schmutzi-
gen Bomben". Die Frage sei nicht 
mehr, ob es einen Anschlag mit 
einer Dirty Bomb geben werde, 
sondern die Frage sei, wann und 
wo es diesen geben werde.  
 

In diesem Zusammenhang ist ein 
Artikel in der SZ vom 30.03.06 
zur Beschaffung von radioaktiven 
Materialien mit dem Titel "Einfa-
cher als der Kauf von Hustensaft" 
auch nicht gerade beruhigend. 
 

Das Bundesamt für Verfassungs-
schutz geht von einer erheblichen 
Bedrohung durch islamistische 
Terroristen für Westeuropa aus. 
Das Terrornetzwerk Al-Qaida sei 
zwar bei weitem nicht mehr in 
dem Maße aktionsfähig wie vor 
den Anschlägen vom 11. Sep-
tember 2001, so Heinz Fromm, 
Präsident des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz (BfV). Eine 
wesentliche Gefahr gehe jedoch 
von Gruppen aus, die unabhängig 
vom Al-Qaida Netzwerk agierten. 
Ein Anschlag mit Dirty Bombs lä-
ge durchaus im Bereich des Mög-
lichen. Obwohl es zur Zeit keine 
konkreten Hinweise auf einen 
derartigen Anschlag gibt, halte ich 

ein solches Szenario, zum Bei-
spiel in einem der großen Seehä-
fen in Deutschland, für durchaus 
denkbar. 
 

Während die Medien fast täglich 
über terroristische Anschläge im 
Irak oder aus anderen Teilen der 
Welt berichten, hört oder liest 
man über maritime terroristische 
Anschläge wenig. An dieser Stel-
le einige Fakten: 
 

Erinnern wir uns an Oktober 
1985, als vier Mitglieder der Pa-
lästinensischen Freiheitsbewe-
gung die Achille Lauro vor der 
Küste Ägyptens in ihre Gewalt 
brachten und Leon Klinghoffer, 
einen Amerikaner, ermordeten. 
 

Erinnern wir uns an Januar 2000, 
als Mitglieder der Al-Qaida einen 
nicht erfolgreichen Angriff – das 
Boot sank, da es mit Sprengstoff 
überladen war – gegen die USS 
The Sullivans in Aden durchführ-
ten; im Oktober des gleichen Jah-
res allerdings ein erfolgreicher 
Angriff in Aden auf die USS Cole 
erfolgte, bei dem 17 amerikani-
sche Seeleute ums Leben kamen 
und 39 schwer verletzt wurden. 
 

Im Oktober 2002 wurde der fran-
zösische Öltanker Limburg ange-
griffen. Dabei wurde ein Besat-
zungsmitglied getötet. Mehr als 
90.000 Tonnen Öl ergossen sich 
in den Golf von Aden. 
 

Im Juni 2002 gelang es dem ma-
rokkanischen Geheimdienst, Mit-
glieder der Al-Qaida zu verhaften, 
die Anschläge auf britische und 
US Schiffe in der Straße von Gib-
raltar planten. Als der Geheim-
dienst Singapurs vor einigen Jah-
ren eine Zelle der Jemmah Isla-
mijah enttarnte, wurde aus Befra-
gungen deutlich, dass diese  
ebenfalls Angriffe auf US Schiffe 
in Asien planten. 
 

Und als der israelische Sicher-
heitsdienst Shin Bet im August 
2005 vier israelische Kreuzfahrt-
schiffe, die die Türkei anlaufen 
wollten, warnte und nach Zypern 
umdirigierte, lagen dieser Ent-
scheidung konkrete Hinweise aus 
der Türkei auf einen geplanten 
terroristischen Angriff zugrunde.  
 

Am 5. November 2005 nahmen 
sechs schwer bewaffnete Piraten 
75 NM vor der Ostküste Somalias 
von zwei Schnellbooten aus das 
amerikanische Kreuzfahrtschiff 
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The Seabourne Spirit mit Gra-
natwerfern und Maschinenge-
wehrfeuer unter Beschuss. Der 
Kapitän versuchte, eines der Boo-
te zu rammen und führte dann mit 
voller Schiffskraft ein Ausweich-
manöver durch. Ferner setzte er 
ein Long Range Acoustic Device 
(LRAD) ein, das höllisch laute 
Lärmwellen aussendet und bei 
Angreifern große Schmerzen, bis 
hin zum Gehörverlust, bewirkt. 
Die Piraten brachen daraufhin ih-
ren Angriff ab. 
 

Mitte März 2006 berichtete die 
US Marine von einem Piratenan-
griff auf zwei amerikanische 
Kriegsschiffe vor der Küste So-
malias. Die US Navy erwiderte 
das Feuer. Dabei wurde ein Pirat 
getötet und 12 Männer wurden 
festgenommen.  
 

Diese Beispiele unterstreichen, 
dass kriminelle oder terroristische 
Angriffe auf See keine Fiktion, 
sondern Realität sind. 
 
Potenzielle terroristische  
Zielplanungen 
Auch die jüngsten Warnmeldun-
gen australischer und amerikani-
scher Behörden auf mögliche An-
schläge in Bahrein und der Golf-
region haben ihre Berechtigung. 
Wie bereits Videoaufzeichnungen 
Osama bin Ladens aus dem Jah-
re 2002 zu entnehmen ist, plant 
Al-Qaida Terrorangriffe, die die 
westlichen Versorgungslinien un-
terbrechen sollen. 
 

Bestätigt wird dies durch die 
jüngsten Aussagen des zweiten 
Mannes der Al-Qaida, Aiman al-
Sawahiri, der in einem Video-
band, das der arabische Nach-
richtensender Al-Dschasira aus-
strahlte, die Muslime zu neuen 
Terroranschlägen aufrief, die die 
wirtschaftliche Infrastruktur des 
Westens nachhaltig schädigen 
sollen. "Wir müssen den Westen 
daran hindern, das Öl der Musli-
me zu plündern", so al-Sawahiri 
wörtlich. Terroristen werden sich 
also die Frage stellen, an wel-
chen Punkten sie die Infrastruktur 
der industrialisierten Welt beson-
ders empfindlich treffen können. 
 

Da zahlreiche der größten Häfen 
der Welt in Ost- und Südostasien 
liegen und ein Großteil des Han-
dels über die Seewege in dieser 
Region verläuft, dürfte diese in 

der Zielplanung der Terroristen 
besondere Aufmerksamkeit ge-
nießen. Hierzu gehören zum Bei-
spiel Häfen wie Kobe, Tokio, Yo-
kohama, Pusan, Shanghai, Ka-
ohsiung, Hongkong und Singa-
pur, um nur einige zu nennen. 
 

An dieser Stelle möchte ich an-
merken, dass 75 Prozent des in-
ternationalen Seeverkehrs mit 
über 46.000 Schiffen und etwa 
1,2 Millionen Seeleuten über ca. 
2.800 Häfen abgewickelt wird und 
Meerengen, so genannte Choke 
Points, passieren muss. 
 

Hierzu gehört auch die Malakka- 
und Singapur-Straße: Sie verbin-
det den Indischen Ozean mit dem 
Pazifischen Ozean. Dieser See-
weg – und das wissen auch die 
Terroristen – ist der weltweit am 
meisten befahrene. An seiner 
engsten Stelle ist er nur etwa 1,5 
Meilen breit. Täglich passieren 
diese Meerenge etwa 600 Schif-
fe. Über diese Route wird etwa 
ein Drittel des Welthandels, die 
Hälfte der Ölimporte für Ostasien 
und zwei Drittel der weltweiten 
Flüssigkeitsgas-Transporte 
durchgeführt. 
 

Etwa 80 Prozent der Ölimporte 
aus der Region Nah- Mittelost – 
Persischer Golf durchlaufen die 
Malakka- und Singapur-Straße in 
Richtung Japan, Südkorea und 
China. Aber auch andere Choke 
Points könnten bevorzugte An-
griffsziele von Terroristen werden. 
Hierzu gehören: 
• Die Straße von Hormuz, die 

den Persischen Golf, das Ara-
bische Meer und den Indi-
schen Ozean verbindet. An ih-
rer engsten Stelle ist sie nur 
1,5 Meilen breit. Pro Tag wer-
den auf diesem Seeweg 15 
Millionen Barrel Öl verschifft. 

• Die Bab el Mandemb Passa-
ge, die vom Arabischen Meer 
über den Golf von Aden ins 
Rote Meer verläuft. Sie ist an 
ihrer engsten Stelle auch nur 
etwa 1,5 Meilen breit. 3,3 Mil-
lionen Barrel Öl werden täglich 
über diese Passage transpor-
tiert. 

• Der Bosporus, der das 
Schwarze Meer mit dem Mit-
telmeer verbindet. An einigen 
Stellen ist er weniger als 1 
Meile breit. Jährlich passieren 
ihn etwa 50.000 Schiffe, die zu 

10 Prozent russisches oder 
kaspisches Öl transportieren. 

• Der Suez-Kanal, der das Rote 
Meer mit dem Mittelmeer ver-
bindet. Über ihn werden etwa 
1,3 Millionen Barrel Öl pro Tag 
transportiert. 

• Der Panama-Kanal, der den 
Pazifischen mit dem Atlanti-
schen Ozean verbindet. 

 
Wirft man einen Blick auf den 
jüngsten Bericht des International 
Maritime Bureaus, so ist festzu-
halten, dass Indonesien mit 79 
Angriffen auf Schiffe im Jahre 
2005 an der Spitze der weltweit 
dem IMB gemeldeten Angriffe 
steht. In der Straße von Malakka 
fanden im gleichen Zeitraum 12 
Angriffe statt. Hierbei handelte es 
sich in erster Linie um Seepirate-
rie, mit dem Ziel, Lösegeld zu er-
pressen oder Schiffe und Ladung 
zu veräußern. 
 

Sollte es Terroristen gelingen, die 
Malakka/Singapur Straße zu blo-
ckieren, müssten Schiffe andere 
Seewege in den indonesischen 
Gewässern nehmen, was 1.000 
Meilen mehr ausmachen würden. 
Dies würde zu einer Krise auf den 
Ölmärkten führen, die Versiche-
rungsraten schössen in die Höhe 
und die wirtschaftliche Entwick-
lung in Asien könnte nachhaltig 
gestört werden. 
 
Gegenmaßnahmen 
Wie reagieren nun Staaten, 
Schiffseigner und Sicherheitsor-
gane auf diese potenziellen Be-
drohungen? Eine Bekämpfung 
der Seepiraterie hat bislang kaum 
stattgefunden. Dies liegt vor allem 
daran, dass die überwiegende 
Anzahl der Piratenüberfälle in 
Hoheitsgewässern bzw. in küs-
tennahen Gewässern von Staa-
ten stattfindet, deren Fähigkeiten 
zur Kontrolle der eigenen Küs-
tengewässer sehr begrenzt ist. 
 

Zur Abwehr möglicher terroristi-
scher Angriffe wurde von den 
Amerikanern im Januar 2002 die 
so genannte "Container Security 
Initiative (CSI)" ins Leben geru-
fen. Ziel des Programms ist es, 
aus den 230 Millionen Stahlcon-
tainern, die jedes Jahr über die 
Seewege transportiert werden, 
solche zu identifizieren, die Mas-
senvernichtungswaffen oder ge-
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fährliche radioaktive Substanzen, 
die von Terroristen für einen An-
griff verwendet werden könnten, 
beinhalten. Die Kontrolle der Con-
tainer, die für die USA bestimmt 
sind, erfolgt bereits im Abfahrts-
hafen. US Beamte sind gegen-
wärtig in 46 internationalen Häfen 
tätig. 
 

Vor dem Hintergrund besorgnis-
erregender Organisierter Krimina-
lität, oberflächlicher Sicherheits- 
und Kontrollmaßnahmen in der 
internationalen Schifffahrt und der 
sich dadurch öffnenden Zugänge 
für Terroristen, rief Präsident 
George W. Bush im Mai 2003 die 
″Proliferation Security Initiative 
(PSI)″ ins Leben. Oft als politi-
sches Arrangement bezeichnet, 
ist PSI ein Programm zur vorbeu-
genden Unterbrechung illegaler 
Exporte, die mit Massenvernich-
tungswaffen in Zusammenhang 
gebracht werden können, sei es 
auf See, in der Luft oder auf dem 
Lande weltweit. 
 

Die PSI beruht auf zunehmenden 
Befürchtungen, dass Staaten o-
der kriminelle Organisationen, die 
den USA feindlich gegenüber 
stehen, Weapons of Mass De-
struction-Materialien Terroristen 
zukommen lassen, die diese ge-
gen die USA, ihre Alliierten oder 
befreundeten Nationen zum Ein-
satz bringen könnten. Schiffe aus 
Nordkorea standen hier unter be-
sonderer Beobachtung. Beide 
Maßnahmen haben sich bewährt. 
 

Im technischen Bereich wurde zur 
Abwehr von Angriffen auf Schiffe 
das SHIPLOC System entwickelt. 
Es besteht aus einer kleinen, war-
tungsfreien Box, die an einem be-
liebigen Ort auf dem Schiff instal-
liert wird. In regelmäßigen Ab-
ständen funkt ein darin verplomp-
ter Sender die Positionsdaten per 
Satellit an Land. Weicht das 
Schiff auffällig vom Kurs ab und 
erhärtet sich der Verdacht eines 
Überfalls, alarmiert die Technik 
das Piraterie-Berichtszentrum des 
IMB in Kuala Lumpur. Die Fahn-
der bekommen umgehend Zugriff 
auf die Positionsdaten und neh-
men das Notfall-Management in 
die Hand. 
 

Auch die Entwicklung eines neu-
en Anti-Boarding Systems, eines 
9.000 Volt starken Schutzzaunes 
für Handelsschiffe, soll das En-

tern durch Piraten oder Terroris-
ten erschweren. 
 

Neueste Errungenschaft sind un-
bemannte Inventus-Aufklärungs-
systeme, die mit Kameras aus-
gestattet sind, weite Teile des 
Ozeans absuchen und diese Da-
ten verzugslos an ein Schiff oder 
eine Bodenstation übermitteln 
können. 
 

Auch die Nachrichtendienste ha-
ben zwischenzeitlich erkannt, 
dass sie der Aufklärung potenziel-
ler maritimer terroristischer Angrif-
fe größere Aufmerksamkeit wid-
men müssen, sei es durch eigene 
operative Maßnahmen oder durch 
Kooperation mit anderen Diens-
ten. 
 
Empfehlungen 
Abschließend möchte ich nur drei 
von vielfältigen Maßnahmen nen-
nen, die dazu beitragen können, 
die maritime terroristische Bedro-
hung zu minimieren, insbesonde-
re im Bereich der Malakka- und 
Singapur-Straße. 
• Die politischen und militäri-

schen Eliten der Länder Süd-
ostasiens sollten erkennen, 
dass potenzielle Bedrohungen 
nicht so sehr von rivalisieren-
den Staaten, sondern eher 
von nicht-staatlichen Akteuren 
ausgehen; sprich, der Organi-
sierten Kriminalität und dem 
Terrorismus. Dies bedeutet, 
dass es wenig sinnvoll ist, in 
kostspielige Lenkwaffenzerstö-
rer oder in die U-Boot Flotte zu 
investieren, sondern dass die 
Sicherheit durch die Beschaf-
fung von kostengünstigeren 
Patrouillenbooten und Flug-
zeugen zur Seeüberwachung 
besser gewährleistet wird. 

• Der nachrichtendienstliche 
Austausch über Strukturen der 
Organisierten Kriminalität, ih-
rer Methodik, ihrer wichtigsten 
Hintermänner sowie über die 
maritime terroristische Bedro-
hungslage sollte zwischen den 
Auslandsnachrichtendiensten, 
aber auch den Inlandsdiens-
ten, verstärkt werden. 

• Verstärkter Einsatz der Me-
dien, um auf die maritime ter-
roristische Bedrohungslage 
und mögliche Folgewirkungen 
aufmerksam zu machen. Die 
Sensibilisierung der Bevölke-

rung und der politischen Eliten 
hat Auswirkungen auf Aufklä-
rung und Bekämpfung des 
maritimen Terrorismus. 

 
Abschließen möchte ich meinen 
Beitrag mit einem Leitgedanken 
der NATO, der uns in Westeuro-
pa über viele Jahre Frieden und 
Sicherheit beschert hat: 
 

Wachsamkeit ist der Preis  
der Freiheit 
__________________________ 
Dr. Peter Roell, Berlin 

Dr. Peter Roell ist Präsident des Instituts für 
Strategie- Politik- Sicherheits- und Wirt-
schaftsberatung (ISPSW) in Berlin. 
Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung 
des Verfassers wieder. 
 
 
 
 
 
 

THEMEN
Privatisierung / Ent-
staatlichung von mili-
tärischer Gewalt 
Betrachtung eines globalen Trends 
in seiner Bedeutung für die si-
cherheits- und militärpolitische La-
gefeststellung Deutschlands 

 
Hintergrund und Stand der  
Entwicklung 
Die zunehmende Entstaatli-
chung/Privatisierung militärischer 
Gewalt, wie sie insbesondere seit 
Ende des Kalten Krieges zu beo-
bachten ist, ist ein prägendes 
Kennzeichen und einer der 
Haupttrends der aktuellen 
Kriegs- und Konfliktwirklichkeit. 
 

Nichtstaatliche Akteure, sei es in 
Form von Warlords, Guerilla-  
oder Terrororganisationen, aber 
auch in Form privater Sicherheits-
firmen und Militärdienstleister, rü-
cken zunehmend in den Vorder-
grund des kriegerischen Gesche-
hens. In den meisten Konfliktsze-
narien ist wenigstens einer der 
beteiligten Akteure nichtstaatli-
cher Art.  
 

Durch die Nutzung von Mitteln 
und Möglichkeiten der Globalisie-
rung (Informationstechnologie, 
Mobilität, Vernetzung, ...) erlan-
gen nichtstaatliche Akteure 
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(selbst Kleingruppen oder Einzel-
täter) heute zunehmend größere 
Handlungs- und Wirkungsmög-
lichkeiten. Hinzu kommt eine ver-
stärkte Ökonomisierung, bei der 
sich Kriege für viele Akteure auch 
wirtschaftlich wieder zu "lohnen" 
beginnen.  
 

Eine Entstaatlichung der Krieg-
führung ist zum einen vor dem 
Hintergrund zerfallender Staaten, 
Organisierter Kriminalität und ra-
dikaler Ideologien zu beobachten. 
Hierbei handelt es sich um eine 
Entstaatlichung "von unten", bei 
der Terror, Guerillakrieg und Ban-
denkämpfe die bevorzugten Me-
thoden der Auseinandersetzung 
darstellen. Kennzeichnend ist da-
bei, dass nicht nur der militäri-
sche Akteur selbst, sondern auch 
dessen jeweiliger Auftraggeber 
nichtstaatlicher Natur ist.  
 

Zum anderen erfolgt Entstaatli-
chung von Gewalt aber auch "von 
oben", insofern als Staaten, in 
zunehmend größerem Umfang 
militärische Dienstleistungen 
durch zivile Unternehmen erbrin-
gen lassen. Auch internationale 
Großkonzerne sind in dieser 
Richtung bereits stark engagiert. 
Die Palette reicht hierbei von 
Versorgung und Logistik, über 
Ausbildungsunterstützung bis hin 
zu Personenschutz und 
Kampfeinsätzen. Es handelt sich 
bei Entstaatlichung von kriegeri-
scher Gewalt um einen überge-
ordneten Trend, der aus zwei 
entgegengesetzten Richtungen 
gespeist wird und dementspre-
chend vielseitige Facetten auf-
weist. 
 

Deutschland nutzt bereits heute 
in verschiedenen Bereichen die 
Dienste privater Sicherheits- und 
Militäranbieter. Für strategischen 
Lufttransport wird regelmäßig auf 
russische oder ukrainische Fir-
men zurückgegriffen. Im Rahmen 
ihrer Auslandseinsätze nimmt die 
Bundeswehr Versorgungsdienst-
leistungen privater Firmen in An-
spruch und von 230 deutschen 
Auslandsvertretungen werden ca. 
170 durch private Sicherheitsfir-
men bewacht. 
 
Bewertung des Phänomens 
Entstaatlichung/Privatisierung von 
Gewalt ist ein übergeordneter 
Langfristtrend, der die Kriegs- 

und Konfliktwirklichkeit gegenwär-
tig und in absehbarer Zukunft in 
starkem Maße prägt und prägen 
wird. Die enormen Zuwachsraten, 
insbesondere der "Entstaatli-
chung von oben" im Zuge des  
Irakkrieges, lassen erwarten, 
dass der Zenit dieser Entwicklung 
noch nicht erreicht ist und diese 
sich weiter fortsetzen wird. Kein 
in einen Krieg/Konflikt involvierter 
Akteur wird sich daher den direk-
ten oder indirekten Auswirkungen 
dieses Trends entziehen können, 
unabhängig davon, ob er diesen 
selbst aktiv nutzt oder nicht. 
 

Der Markt für private Militärdienst-
leistungen boomt derzeit wie 
kaum ein anderer. Private Militär- 
und Sicherheitsfirmen können 
mitunter schneller, effektiver, billi-
ger und diskreter eingesetzt wer-
den als reguläre Truppen. Nach 
getaner Arbeit kann man sie ver-
zugslos absteuern, ohne sich u.a. 
um die Alterssicherung ihrer Mit-
arbeiter Gedanken machen zu 
müssen. Auf dem globalen Markt 
lassen sich Mitarbeiter zudem 
häufig billiger einkaufen als im ei-
genen Land. 
 

Auf der anderen Seite birgt diese 
Entwicklung nicht unerhebliche 
Risiken. Eine Regulierung und 
Kontrolle von "Söldnerfirmen" ist 
nur schwer möglich. Die rechtli-
chen Grundlagen, genauso wie 
die moralischen Grundsätze ihres 
Handelns, bewegen sich in wei-
ten Teilen im Grauzonenbereich. 
Die Übernahme der politischen 
Verantwortung für den Einsatz 
privater Akteure wird damit 
schwierig. Da diese Firmen pri-
mär ökonomisch orientiert sind, 
sind Verselbständigung und Ent-
fremdung von den Vorgaben ihrer 
Auftraggeber nicht zu unterschät-
zende Risiken. Gerade weil diese 
Firmen von Krieg und Konflikt le-
ben und massiv davon profitieren, 
können sie, rein ökonomisch be-
trachtet, kein wirklich eigenstän-
diges Interesse an der Beseiti-
gung ihrer "Einkommensgrundla-
ge" haben. 
 

In Deutschland schränkt die 
Rechtslage eine Übertragung "mi-
litärischer Aufgaben" an private 
Firmen ein. Gemäß Art. 33, Abs. 
4, GG ist die Ausübung hoheits-
rechtlicher Befugnisse als ständi-
ge Aufgabe in der Regel Angehö-
rigen des öffentlichen Dienstes zu 

übertragen (Funktionsvorbehalt 
des Staates). Allein diese Formu-
lierung verdeutlicht den Interpre-
tationsspielraum dieses Sachver-
halts, ganz abgesehen von der 
Bewertung des Begriffes "militä-
risch". 
 

Im Rahmen internationaler Ein-
sätze arbeitet Deutschland eng 
mit Verbündeten zusammen, die 
private Militärdienstleister in weit 
größerem Umfang nutzen. An 
Entscheidungen über deren Ein-
satz kann Deutschland im Rah-
men internationaler Gremien und 
Stäbe direkt beteiligt sein, wäh-
rend deutsche Kräfte unmittelbar 
mit den Auswirkungen des Han-
delns privater Akteure konfrontiert 
sein können. Auf der anderen 
Seite sind auch deutsche Firmen 
weltweit im "Sicherheitsgeschäft" 
tätig. Zudem wird im Rahmen in-
ternationaler Organisationen (z.B. 
der VN) der Rückgriff auf private 
Militärdienstleister erwogen. 
 
Folgerungen für deutsche  
Sicherheitspolitik 
Da die Privatisierung von Gewalt 
ein prägendes Kennzeichen der 
aktuellen Konfliktwirklichkeit in 
nahezu allen denkbaren Szena-
rien darstellt, ist es auch für deut-
sche Sicherheits- und Militärpoli-
tik unabdingbar, sich mit diesem 
Phänomen aktiv auseinander zu 
setzen. Hierbei kommt es vor al-
lem darauf an, die Möglichkeiten, 
aber auch die Risiken und Gefah-
ren dieser Entwicklung frühzeitig 
zu erkennen und zutreffend aus 
eigener Sicht zu bewerten. Zu be-
tonen ist, dass eine Befassung 
mit dieser Thematik gerade eben 
nicht bedeutet, dass man auf den 
"Privatisierungstrend" auch selbst 
aktiv aufspringen muss. Ganz im 
Gegenteil: Nur wer das Phäno-
men hinreichend gut kennt, hat 
die Möglichkeit negativen Ent-
wicklungen, zumindest im eige-
nen Bereich oder durch Einfluss-
nahme in internationalen Organi-
sationen, steuernd vorzubeugen. 
 

Eine systematische Befassung 
mit der aufgezeigten Gesamt-
problematik aus deutscher si-
cherheits- und militärpolitischer 
Sicht sollte vor allem Antworten 
auf Fragen nach der politischen 
und militärischen Zweckmäßig-
keit, der rechtlichen Zulässigkeit 
und der ökonomischen Sinnhaf-
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tigkeit des Einsatzes privater Mili-
tärdienstleister liefern. Hierbei 
kommt es auch darauf an zu ver-
deutlichen, welche Bedeutung 
und Relevanz der globale Trend 
zur Privatisierung/Entstaatlichung 
von Gewalt auf die Transformati-
on der Bundeswehr haben kann. 
 

Darüber hinaus sind die indirek-
ten Auswirkungen der Privatisie-
rung von Gewalt auf Deutschland 
und die Bundeswehr, insbeson-
dere durch die zunehmend inten-
sivere Nutzung privater Akteure 
Seitens Verbündeter und interna-
tionaler Organisationen, zu erfas-
sen und entsprechend zu bewer-
ten. Hinsichtlich der Privatisierung 
von unten bedarf die mögliche 
Konfrontation und Auseinander-
setzung mit einer breiten und 
sehr vielfältigen Palette nicht-
staatlicher Akteure (Warlords, 
Kindersoldaten, Guerillas, Terro-
risten, ...) einer systematischen 
und konzeptionellen Aufarbei-
tung. 
___________________________ 
Major Johann Schmid, Berlin 

Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung 
des Verfassers wieder. 
 
 
 
 
 
 

THEMEN
Hintergründe der 
Privatisierung /  
Entstaatlichung von 
Gewalt 
 
Politischer Hintergrund 
Spätestens seit den 90er Jahren 
lässt sich beobachten, dass die 
Natur von Konflikten zunehmend 
vom Bild des "klassischen Krie-
ges" abweicht. Aktuelle Konflikte 
sind zu einem Großteil innerstaat-
lich determiniert und sehr häufig 
durch das Auftreten privater Ak-
teure gekennzeichnet. Selbst in 
staatenübergreifenden Auseinan-
dersetzungen ist regelmäßig ei-
ner der Beteiligten nichtstaatlicher 
Art. 
 

Die Gründe hierfür liegen in einer 
Verquickung verschiedener Ursa-
chen: Das Ende des Kalten Krie-

ges führte zu Truppenreduzierun-
gen bei vielen Streitkräften, hatte 
jedoch auch wachsende Instabili-
tät in verschiedenen Regionen 
der Welt zur Folge. Gleichzeitig 
führten technische Entwicklungen 
zu einer steigenden Abhängigkeit 
moderner Armeen von zivilen 
Spezialisten. Unterstützt wurde 
diese Tendenz durch das Bestre-
ben der Staaten, mit der Auslage-
rung bestimmter Fähigkeiten an 
private Firmen, Kosten zu sparen. 
Parallel zu diesem Trend der 
"Entstaatlichung von oben" kam 
es durch substaatliche Akteure 
und private Gewaltunternehmer 
zu einer "Entstaatlichung von un-
ten". Diese profitierten vom Phä-
nomen der schwachen und zerfal-
lenden Staaten nach dem Ende 
des Kalten Krieges sowie von der 
Überschwemmung des Marktes 
mit Waffen und ehemaligen Sol-
daten. Außerdem waren insbe-
sondere die privaten Akteure die 
Nutznießer der Veränderungen, 
welche die zunehmende Globali-
sierung mit sich brachte. 
 
Mechanismen der  
Privatisierung 
Im frühneuzeitlichen Europa be-
dingten sich die Verteuerung der 
Kriegführung und die Staatenbil-
dung gegenseitig, da nur ein Na-
tionalstaat Ausbildung und Unter-
halt eines modernen stehenden 
Heeres finanzieren konnte. Priva-
te Gewaltunternehmer wurden 
von der entstehenden Staatlich-
keit verdrängt. In der Unkontrol-
liertheit zerfallender Staaten je-
doch können sich Gruppen sol-
cher Marodeure wieder etablie-
ren. Moderne Handwaffen sind 
kostengünstig und ihre Bedie-
nung erfordert keine aufwändige 
Ausbildung. Die Kämpfer erhalten 
keinen festen Sold, sondern wer-
den durch Plünderung und Krimi-
nalität finanziert. Hierdurch wird 
der Strukturzerfall weiter be-
schleunigt. Es besteht heute also 
ein Zusammenhang zwischen 
Entstaatlichung und Verbilligung. 
 

Umgekehrt besteht in westlichen 
Industrienationen eine Beziehung 
zwischen Entstaatlichung und 
Verteuerung der Kriegführung. 
Teile der modernen Wehrtechno-
logie sind so komplex, dass die 
Streitkräfte die hierfür erforderli-
chen Fähigkeiten nicht selbst be-

reithalten, sondern mit zivilen 
Spezialisten arbeiten. Auch in 
anderen Bereichen, etwa bei der 
Versorgung, kann es günstiger 
sein, Fähigkeiten je nach Bedarf 
auf dem zivilen Markt einzukau-
fen. Der enorme Kostenaufwand, 
den moderne Armeen für ein 
Land bedeuten, bedingt somit 
den Trend durch Entstaatlichung 
sparen zu wollen. 
 

Die Renaissance der Warlords 
und Militärunternehmer ist dem-
entsprechend ein Indikator dafür, 
dass sich private Gewalt wieder 
wirtschaftlich "lohnt". Robuste 
Staatlichkeit hatte private Unter-
nehmer daran gehindert, an Kon-
flikten zu verdienen. In zerfallen-
den Staaten hingegen können 
durch Gewalt erwirtschaftete Ge-
winne wieder ungehindert privati-
siert werden.11 Besonders in post-
kolonialen Staaten ist mit dem 
Ende des Kalten Krieges eine 
Quelle versiegt, die einen stetigen 
Fluss an Wirtschafts- und Militär-
hilfe sichergestellt hatte. An diese 
Stelle rückte der globalisierte 
Handel mit Bodenschätzen, Roh-
stoffen und Drogen. Insofern ha-
ben die Beteiligten auch mehr In-
teresse an der Fortsetzung die-
ses Zustandes, denn an seiner 
Beendigung. Umgekehrt sind pri-
vate Sicherheitsunternehmer 
auch für Regierungen attraktiv, da 
sie je nach Bedarf engagiert wer-
den können, aber keine langfristi-
ge Belastung im Unterhalt dar-
stellen. Allerdings ist ihre Effi-
zienz umstritten, weil die Qualität 
ihrer Arbeit im Vergleich zu natio-
nalen Streitkräften in Frage ge-
stellt wird. Da private Sicher-
heitsmitarbeiter nicht direkt be-
fehlsgebunden sind, besteht die 
Gefahr, dass sie eine Aufgabe 
einfach abbrechen, wenn diese 
zu gefährlich oder unprofitabel 
erscheint. Dies gilt besonders, 
wenn weitere Subunternehmer 
eingestellt werden, wie das re-
gelmäßig der Fall ist. 
 

Diese Machtverschiebung zu-
gunsten privater Akteure wurde 
durch die Globalisierung maßgeb-
lich begünstigt. Die Veränderun-
gen in Kommunikation und Mobili-
tät haben neue Perspektiven er-
öffnet und die staatlichen Kon-
                                                           
11 Zur Ökonomie der Gewalt siehe besonders: 
Herfried Münkler (2002), Die neuen Kriege. 
Hamburg. 
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trollmöglichkeiten reduziert. Hier-
durch haben auch Privatpersonen 
die Gelegenheit, Menschen und 
Material jederzeit über weite Dis-
tanzen zu verbringen und auf 
dem globalisierten Markt beinahe 
jede Dienstleistung sowie Kriegs-
gerät aller Art einzukaufen. Gera-
de die Warlord-Gesellschaften 
zerfallender Staaten profitieren 
grundlegend von der Globalisie-
rung. In den klassischen "ge-
schlossenen Warlordökonomien" 
war man darauf beschränkt, die 
Erträge agrarischer Sub-
sistenzwirtschaft abzuschöpfen. 
Die heutigen "offenen Kriegsöko-
nomien" erlauben es, am interna-
tionalen Handel mit Drogen, Roh-
stoffen etc. teilzunehmen.12 
 
Private Militärfirmen auf dem 
Vormarsch 
Besonders der Einsatz sogenann-
ter privater Militärfirmen oder Si-
cherheitsdienstleister ist ein kenn-
zeichnendes Merkmal der Ent-
staatlichung seit dem Ende des 
Kalten Krieges.13 
 

Kam im Golfkrieg 1991 auf 50 
US-Soldaten ein PMC-Mitar-
beiter, so liegt beim aktuellen  
Irakeinsatz das Verhältnis bereits 
bei 10:1. Wurde 1991 nur 1 Pro-
zent der Versorgungsleistungen 
an private Firmen vergeben, so 
sind es heute bis zu 30 Prozent. 
Die US-Armee beschäftigt im Irak 
15 mal mehr PMC-Mitarbeiter als 
in den gesamten 90er Jahren auf 
dem Balkan. In den letzten 10 
Jahren hat das amerikanische 
Verteidigungsministerium mehr 
als 3.000 Verträge mit PMCs ge-
schlossen. In diesem Zeitraum 
waren PMCs in mehr als 50 Län-
dern tätig. Der jährliche Umsatz 
der Branche wird auf ca. € 100 
Milliarden geschätzt.14 
 

Die Aufgabenbereiche der PMCs 
können dabei sehr vielschichtig 
sein. Allgemein lassen sich die 
Firmen nach ihrem Tätigkeitspro-
filen einordnen. Hierbei gibt es al-
lerdings Überschneidungen, so-
dass eine genaue Abgrenzung 
kaum möglich ist. Grob unter-

                                                           
12 Münkler, Die neuen Kriege S. 
13 Nachfolgend der Einheitlichkeit halber: 
″Private Military Companies″ (PMC) 
14 Peter W. Singer (2003), Corporate Warri-
ors: The Rise of the Privatized Military Indus-
try, Ithaca. 

scheidet die Literatur jedoch fol-
gende Typen:15 
 

Erstens Firmen, die logistische 
und unterstützende Aufgaben wie 
Versorgung und Kommunikation 
wahrnehmen. Beispiele dafür sind 
Halliburton/KBR, AECOM Go-
vernment Services oder Erinys. 
Zweitens nachrichtendienstlich 
geprägte Unternehmen, die sich 
mit Informationsbeschaffung und 
Lageanalysen beschäftigen (z.B.: 
Control Risks Group, Securicor, 
Aegis Defence Services, Airs-
can), oder auch Verhörspezialis-
ten stellen (z.B. CACI, Titan). 
Weiterhin Beratungsfirmen, die 
Regierungen etwa bei Reformen 
im Sicherheits- und Verteidi-
gungssektor sowie der Ausbil-
dung von Soldaten unterstützen 
wie beispielsweise MPRI und 
Vinnell. Deutlich im Grenzbereich 
zum tatsächlichen Militäreinsatz 
stehen Sicherheitsunternehmer 
wie Blackwater USA oder Dyn-
Corp, die in Konfliktregionen mit 
Personen und Objektschutz be-
traut sind, allerdings auch hoheit-
liche Aufgaben wie Checkpoint-
dienst oder Festnahmen durch-
führen. Darüber hinaus gibt es 
auch einen kleineren Anteil an 
Firmen, welche begleitende oder 
selbständige Durchführung unmit-
telbar militärischer Operationen 
anbieten. In der Vergangenheit 
waren das Firmen wie Executive 
Outcomes oder Sandline, aktuell 
dürften sich z.B. ICI Oregon oder 
Pistris in diesem Bereich bewe-
gen. 
 

Schließlich gibt es die sogenann-
ten "System-Contractors", also 
private Wartungs- und Entwick-
lungsfirmen, die aufgrund der 
Komplexität moderner Waffensys-
teme vertraglich direkt an die 
Streitkräfte gebunden sind. 
 
Rechtlicher Status privater  
Militärfirmen 
Die rechtliche Einordnung von 
PMCs ist umstritten.16 Nach herr-
schender Meinung sind Mitarbei-
ter von PMCs völkerrechtlich als 
Zivilisten anzusehen. Da ihre Ein-

                                                           
15 So etwa Singers ″Speerspitzenmodell″. Sin-
ger (2003), Corporate Warriors, S. 88. 
16 Siehe hierzu u.a.: Christian Schaller (2005), 
″Private Sicherheits- und Militärfirmen in be-
waffneten Konflikten. Völkerrechtliche 
Einsatzbedingungen und Kontrollmöglichkei-
ten″ in: SWP-Studie September 05. 

gliederung in die Streitkräfte in 
der Regel gerade nicht ge-
wünscht ist, werden sie in Verträ-
gen mit z.B. der US-Armee aus-
drücklich nicht der militärischen 
Befehls- und Disziplinarstruktur 
unterstellt. Der Zugriff auf diese 
Mitarbeiter kann von Seiten des 
Militärs lediglich über den Firmen-
leiter als Arbeitgeber erfolgen, der 
vertraglich speziellen Stellen in-
nerhalb der Militärverwaltung ver-
pflichtet ist. Probleme tun sich 
besonders auf, wenn Mitarbeiter 
von PMCs an Kampfhandlungen 
teilnehmen. Nach humanitärem 
Völkerrecht sind nur Kombattan-
ten hierzu berechtigt. Zivilisten 
hingegen müssen mit strafrechtli-
cher Verfolgung rechnen und 
können keinen Kriegsgefange-
nenstatus für sich geltend ma-
chen. Es ist jedoch fraglich, ab 
welcher Schwelle ein Individuum 
unmittelbar an Feindseligkeiten 
teilnimmt. Besonders beim Ein-
satz ziviler Spezialisten zur War-
tung und Bedienung moderner 
Militärtechnik ist eine genaue 
Einordnung schwierig. Natürlich 
bleibt auch in Krisenregionen das 
individuelle Notwehr- und Nothil-
ferecht unbeschränkt, es ist je-
doch umstritten, inwieweit sich 
Zivilisten bei der Verteidigung mi-
litärisch relevanter Personen oder 
Ziele hierauf berufen können. In-
sofern ist speziell der bewaffnete 
Objekt- und Personenschutz 
problematisch. 
 

Die Einordnung von PMC-Mit-
arbeitern als Söldner wird in der 
aktuellen Literatur allgemein ver-
neint. Zudem ist die Verwendung, 
Finanzierung etc. von Söldnern 
völkerrechtlich zwar geächtet, je-
doch nicht explizit verboten. Das 
I. Zusatzprotokoll zu den Genfer 
Abkommen hält fest, dass Söld-
ner keinen Anspruch auf Kombat-
tantenstatus haben. Die Söldner-
definition ist jedoch so eng ge-
fasst, dass sie praktisch kaum 
Bedeutung erlangen kann. Das 
internationale Übereinkommen 
gegen die Rekrutierung, Finanzie-
rung, Ausbildung und den Einsatz 
von Söldnern von 1989 wurde 
bislang nur von 26 Staaten ratifi-
ziert und ist deswegen in der Pra-
xis kaum relevant. Da das Ab-
kommen im Wesentlichen diese 
problematische Söldnerdefinition 
übernommen hat, ist es von 
Deutschland zwar unterzeichnet 
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worden, wurde aufgrund des Be-
stimmtheitsgrundsatzes jedoch 
nicht ratifiziert. Somit hat es kei-
nen Niederschlag im deutschen 
Strafrecht gefunden. 
 
Private Militärfirmen im Einsatz 
Politisch ist der Einsatz von 
PMCs attraktiv, da demokratische 
Staaten durch sie Aufgaben erle-
digen lassen können, denen beim 
Einsatz eigener Streitkräfte die öf-
fentliche Meinung oder parlamen-
tarische Hindernisse entgegen-
stehen würden (so z.B. die ame-
rikanische Einflussnahme in Bür-
gerkrieg und Drogenbekämpfung 
Kolumbiens durch die Firmen 
DynCorp und Vinnell). Weniger 
entwickelte Staaten können durch 
eine PMC Fähigkeiten und Know-
how einkaufen, das ihnen sonst 
nicht zur Verfügung stünde (wie 
etwa der Einsatz privater Jagd-
bomberpiloten in der äthiopischen 
Luftwaffe, oder die Einsätze von 
Sandline, Executive Outcomes für 
Machthaber in Angola oder Sierra 
Leone). 
 

Auch die Vereinten Nationen und 
Hilfsorganisationen nutzen in Kri-
sengebieten die Dienste von Si-
cherheitsfirmen, um Personal, 
Transporte und Lager zu schüt-
zen. Die VN betrauen seit vielen 
Jahren private Sicherheits-
dienstleister mit dem Schutz ihrer 
Mitarbeiter, darunter z.B. im 
Rahmen der Friedensmission im 
Kongo (MONUC). Hoch umstrit-
ten ist allerdings die Frage, ob die 
VN zukünftig auch auf PMCs zu-
rückgreifen sollten, um Peace-
keeping-Missionen militärisch 
durchzusetzen. Regelmäßig auf-
tretende Probleme bei der Suche 
nach Teilnehmerstaaten könnten 
so umgangen werden. Auch 
könnte durch PMCs in bestimm-
ten Fällen ein besonderes Maß 
an Überparteilichkeit erreicht 
werden. Bisher stehen solchen 
Einsätzen allerdings noch umfas-
sende völkerrechtliche und politi-
sche Vorbehalte entgegen. 
 

Weiterhin verfügen große Wirt-
schaftsunternehmen oftmals über 
firmeneigene Sicherheitsdienste, 
die Investitionen und Einrichtun-
gen in kritischen Regionen schüt-
zen, so z.B. Pipelines und Ölför-
deranlagen im Irak. Auch nehmen 
internationale Konzerne die 
Dienste unabhängiger PMCs in 

Anspruch. In Angola sind auslän-
dische Investoren sogar von Re-
gierungsseite verpflichtet, durch 
das Engagieren einer PMC für Ih-
re Sicherheit selbst zu sorgen. 
Hierdurch konnten sich in der 
Vergangenheit Konstellationen 
ergeben, in denen etwa die briti-
sche PMC Defence Systems Ltd. 
Einrichtungen des Mineralölkon-
zerns BP in Kolumbien bewacht 
hat und parallel dazu Sicherheits-
kräfte der kolumbianischen Re-
gierung ausbildete. In Sierra Leo-
ne bewachte die PMC Lifeguard 
die Minen der Firma Branch  
Energy und trainierte gleichzeitig 
lokale Milizen. Es können also 
stellenweise bedenkliche Interes-
senverquickungen von privater 
Wirtschaft, Sicherheitsdienst-
leistern und der jeweiligen Regie-
rung entstehen. 
 
Beispiel Irak 
Im Irak sind zur Zeit mehr als 60 
private Sicherheits- und Militär-
dienstleister im Koalitionsauftrag 
tätig. Sie beschäftigen über 
20.000 nicht-irakische Mitarbeiter. 
Ca. 6.000 von Ihnen nehmen be-
waffnete Einsatzaufgaben wahr. 
Somit stellen PMCs nach den 
USA die zweitgrößte Streitmacht 
im Irak, etwa genauso viele wie 
alle Koalitionspartner der USA 
zusammengenommen.17 Darüber 
hinaus arbeiten weitere 50.000 
zivile nicht-irakische Mitarbeiter 
im reinen Versorgungssektor, et-
wa als Reinigungskräfte oder Kö-
che, also Bereichen, die früher 
auch vom Militär selbst wahrge-
nommen wurden. Sie stammen 
meist aus Ländern der Dritten 
Welt und erbringen ca. 20 Pro-
zent bis 30 Prozent der für die 
US-Streitkräfte erforderlichen Lo-
gistikleistungen. Die Tendenz in 
den britischen Streitkräften ist 
vergleichbar. Die größte Firma in 
diesem Bereich ist die Hallibur-
ton-Tochter Kellog, Brown & Root 
(KBR). Ihr Vertrag zur Versor-
gung der US-Streitkräfte im Irak 
hat ein geschätztes Volumen von 
€ 13 Milliarden. Außerdem gibt es 
ca. 15.000 zivile irakische Sicher-
heitsangestellte, die z.B. Öl-För-
deranlagen bewachen sowie wei-
tere 40.000-70.000 zivile Aufbau-
                                                           
17 Peter W. Singer (2005), ″Outsourcing War″, 
in: Foreign Affairs März 2005. Weiterhin: 
Antwort auf Anfrage des US-Congress an 
Coalition Provisional Government. 

helfer aus verschiedenen Natio-
nen im Irak. 
 

Sowohl am Training der US-
Truppen im Vorfeld der Invasion, 
wie auch an Logistik und Trans-
port während des Aufmarsches 
waren PMCs beteiligt. Der US-
Stützpunkt Camp Doha in Kuwait 
wurde von der PMC Combat Sup-
port Associates gebaut, unterhal-
ten und bewacht. Zivile Experten 
sind an der Wartung oder Bedie-
nung von komplexen Waffensys-
temen wie dem B-2, dem Apache, 
Patriot oder Aegis beteiligt. Ne-
ben Versorgungs- und Wartungs-
aufgaben versehen PMCs insbe-
sondere bewaffneten Objekt- und 
Personenschutz. Prominente Re-
gierungsbeamte (so z.B. der e-
hemalige Vorsitzende der Über-
gangsregierung, Paul Bremer, der 
von der Firma Blackwater ge-
schützt wurde), wie auch die 
"Green Zone" in Bagdad werden 
maßgeblich von PMCs bewacht. 
Weiterhin sind PMCs an Bewa-
chung und Befragung von Kriegs-
gefangenen beteiligt. Im Falle der 
Misshandlungen im Abu Ghraib 
Gefängnis waren alle Übersetzer 
und bis zur Hälfte der beteiligten 
Verhörspezialisten Angestellte 
der Firmen Titan und CACI. Nach 
einer Studie der US-Armee waren 
sechs Mitarbeiter privater Firmen 
in 36 Prozent aller Vorfälle verwi-
ckelt. Keiner von ihnen wurde 
bisher strafrechtlich verfolgt. 
 

Wenig ist bekannt über die An-
zahl der Opfer unter PMC-Mit-
arbeitern, da es keine offizielle 
Statistik über zivile Verluste im I-
rak gibt. Das amerikanische Ver-
lagshaus KnightRidder spricht 
von 428 Toten und 3.963 Verletz-
ten bis November 2005.18 Es 
stützt seine Angaben auf Statisti-
ken über entsprechende Versi-
cherungsansprüche des amerika-
nischen Department of Labor. 
Andere Quellen sprechen von 
über 300 PMC-Angestellten, die 
beim Einsatz im Irak ums Leben 
gekommen seien.19 Das wären 
mehr als die Verluste der restli-
chen Koalitionsnationen zusam-
men. 
 

                                                           
18 KnightRidder: 
http://www.realcities.com/mld/krwashington/1
3055180.htm 
19 Vergleiche etwa: Iraq Coalition Casualties: 
Contractors. http://icasualties.org/oif/Civ.aspx 
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Beispiele Afghanistan / Balkan 
Auch in Afghanistan und auf dem 
Balkan sind PMCs im großen Stil 
tätig. So bewacht etwa die Firma 
DynCorp den afghanischen Re-
gierungschef Hamid Karzai und 
bildet afghanische Sicherheits-
kräfte aus. KBR betreut die US-
Stützpunkte Kandahar und 
Bagram. Perini hat für das US 
Army Corps of Engineers die 
Ausbildungsstätte der 1. Brigade 
der afghanischen Armee einge-
richtet. Ronco Consulting räumt 
im Auftrag der US-Armee Minen. 
Im Balkankonflikt ließ die US Air-
force einen Teil ihrer Aufklärungs- 
und Überwachungsflüge durch 
die zivile Firma Airscan durchfüh-
ren. Seit 1994 hatte die amerika-
nische Sicherheitsfirma Military 
Professional Ressources Interna-
tional (MPRI) im Auftrag der US-
Regierung die kroatischen Streit-
kräfte militärisch ausgebildet und 
wurde in diesem Rahmen vermut-
lich auch in Kampfhandlungen 
verwickelt. Nach dem Abkommen 
von Dayton kamen die bosni-
schen Streitkräfte als Ausbil-
dungsklient hinzu. Die Firma 
DynCorp trainierte im gleichen 
Zeitraum große Teile der bosni-
schen Polizei. 
 

Bis mindestens 2003 nahm KBR 
Versorgungsaufgaben in Eagle 
Base und Camp McGovern (Bos-
nien-Herzegowina), Camp Able 
Century (Mazedonien), Camp 
Bondsteel und Camp Monteith 
(Kosovo) wahr. MPRI berät mo-
mentan das Standing Committe 
on Military Matters (SCMM) von 
Bosnien-Herzegowina sowie das 
Verteidigungsministerium von 
Bulgarien in Management- und 
Transformationsfragen. 
__________________________ 
Leutnant d.R. Justin Just, Berlin 

Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung 
des Verfassers wieder. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

THEMEN
Taiwans  
Friedenstreiber 
 
In letzter Zeit diskutieren ameri-
kanische Experten vermehrt über 
die Gefahr eines sino-ameri-
kanischen Krieges. In Taiwan 
wird mit Ma Yingjiu eine neue po-
litische Stimme laut, die erhoffen 
lässt, dem Konflikt mit Peking die 
Schärfe zu nehmen. Das eigentli-
che Ereignis in den sino-ameri-
kanischen Beziehungen ist weni-
ger Hu Jintaos Besuch in Wa-
shington, sondern der Besuch 
Mas in den USA. Aber viele Fra-
gen bezüglich seines Friedens-
plans bleiben offen. 
 
Kriegsgefahr 
In seinem neuen Buch "America´s 
Coming War with China: A Colli-
sion Course over Taiwan" (März 
2006) gibt sich Autor Ted Galen 
Carpenter äußerst pessimistisch 
und prophezeit einen sino-ameri-
kanischen Krieg innerhalb der 
nächsten 10 Jahre. Wenn keine 
der drei Parteien einlenken wür-
de, so würde die VR China ver-
stärkt auf Wiedervereinigung set-
zen, ihr Militärpotential ausbauen, 
in Taiwan die Unabhängigkeits-
strömungen mächtiger werden, 
und die USA würden mit ihrer Po-
litik der strategic ambiguity beide 
Seiten in ihrer entgegengesetzten 
Haltung bestärken. Das Resultat: 
Die USA könnten sich ungewollt 
und schneller als geglaubt in ei-
nem Krieg mit China über Taiwan 
finden. 
 

In der Märzausgabe 2006 des 
The Atlantic Monthly wird die Ge-
fahr beschworen, dass Taiwans 
Präsident Chen Shuibian wäh-
rend der Olympiade 2008 die Un-
abhängigkeit ausrufen und China 
in den Krieg ziehen könnte. 
 

Ein sino-amerikanischer Krieg 
war auch schon Thema der Zeit-
schrift Foreign Affairs März/April 
2005. In dem Artikel "Preventing 
a War over Taiwan" schreibt Au-
tor Kenneth Liebermann: 
One of the greatest dangers to in-
ternational security today is the 
possibility of a military confronta-
tion between China and Taiwan 
that leads to a war between 
China and the United States. 

Such a war would be not only 
tragic but also unnecessary, since 
it would result from a failure of 
imagination and diplomacy- 
fought because a place that has 
long declared itself independent 
was attacked for doing so again 20 
 
Ma Yingjius Friedensplan 
Die Kriegsgefahr, die Carpenter 
und Liebermann sehen, wird neu-
erdings durch einen neuen politi-
schen Stern in Taiwan ge-
schwächt: Ma Yingjiu ist neuer 
Guomindang-Präsident und wird 
wahrscheinlich bei den Präsi-
dentschaftswahlen 2008 kandi-
dieren. Seine neuen Vorschläge 
zu den chinesisch-taiwa-
nesischen Beziehungen scheinen 
eine Politik nahe zu legen, die ei-
nen Krieg verhindern helfen könn-
te. Zuerst hat Ma verkündet, dass 
seine neue Politik eine Mischung 
aus so genannten 5 Verboten und 
5 Geboten sei. Die 5 Verbote im 
Umgang mit China seien iden-
tisch mit denen, die Präsident 
Chen Shuibian (DDP) in seiner 
Antrittsansprache 2000 nannte. 
Hier herrscht Konsens zwischen 
beiden Parteien. Aber die neuen 
Fünf Gebote würden eine engere 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit der VR China bedeuten und 
vor allem den Abschluss eines 
Friedensvertrages über die Zeit-
dauer von 30-50 Jahren. Das ist 
Mas neuer Ansatz für eine taiwa-
nesische Außenpolitik. Mögli-
cherweise wären die USA dann 
die Garantiemacht eines solchen 
Friedensarrangements. 
 

So könnten alle 3 Seiten ihre prä-
zise Rolle in Ostasien finden und 
es würde Stabilität herrschen. 
Zweitens machte Ma in einem In-
terview klar, dass er momentan 
für den Erhalt des Status quo ist, 
aber zugleich auch für eine Wie-
dervereinigung offen sei, wenn 
China demokratisch würde. Aber 
dies könne 30-50 Jahre dauern, 
und exakt dies ist die Zeitspanne 
seines Friedensvertrages. 
 

In dem Interview stellte Ma her-
aus, dass er eine Wiedervereini-
gung im Moment nicht für möglich 
halte, aber er gab zu bedenken, 
dass sich in China in den letzten 
10 Jahren viel geändert habe, 
                                                           
20 
http://www.cfr.org/publication/7913/preventin
g_a_war_over_taiwan.html 
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auch im politischen Bereich. Ma 
erwähnte die Dorfwahlen und zog 
einen Vergleich zu Taiwans De-
mokratisierung, die auch mit 
Wahlen auf unterster Ebene be-
gonnen habe. Es bleibt unklar, ob 
Mas Vorbedingung eines demo-
kratischen Chinas auch eine 
Rückkehr der Guomindang nach 
Festlandchina in seine Überle-
gungen einschließt. Unter Chiang 
Kai-shek wollte die Nationalpartei 
militärisch Festlandchina zurück-
erobern, unter Ma, wie es scheint, 
mittels politischer Mittel und mit-
tels einer erhofften Demokratisie-
rung Chinas. 
 
Werben um amerikanische  
Unterstützung 
Im März bereiste Ma die USA auf 
der Suche nach Unterstützung für 
seine neue Politik – genau vor 
dem Staatsbesuch Hu Jintaos. Es 
ist bezeichnend, dass Ma von ei-
nem eher Chinakritischen Think 
Tank, dem American Enterprise 
Institute (AEI), eingeladen wurde, 
das gute Verbindungen zur Bush-
Administration unterhält, um dort 
seine Ideen vorzustellen. Ma wur-
de zwar auch vom Council on Fo-
reign Relations eingeladen, aber 
den Vorschlag seines Friedens-
plans artikulierte er beim AEI. 
 

Auf der einen Seite sieht die 
Bush-Regierung in Chen Shuibi-
an einen potentiellen "troublema-
ker", vor allem als dieser unabge-
sprochen und spontan den Wie-
dervereinigungsausschuss ein-
fror. Glücklicher- und bezeich-
nenderweise initiierte Peking 
diesmal gegenüber Taiwan keine 
Krise, hielt sich vielmehr zurück 
und rief die US-Regierung dazu 
auf, Druck auf Chen auszuüben. 
 

Die USA befürchten, dass Chen 
ähnlich spontane Aktionen in der 
Zukunft durchführen könnte, die 
die sino-amerikanischen Bezie-
hungen einer Geduldsprobe aus-
setzen würden. Daher wäre es 
möglich, dass die USA zur 
Schlussfolgerung gelangen könn-
ten, dass es besser sei, den sta-
bilen Ma zu unterstützen. Chens 
Spontaneität passt nicht ganz in 
die US-Globalstrategie. Diese 
Strategie möchte nicht einen Kon-
flikt der USA mit der VR China 
über Taiwan ausbrechen sehen, 
der die begrenzten amerikani-
schen Ressourcen weiter be-

lasten würde. Kriege im Mittleren 
Osten zu führen und gleichzeitig 
Krieg mit China, wäre nicht zu re-
alisieren. Der neue Quadrennial 
Defense Review (QDR) Report 
2006 hat die erfolgreiche Führung 
von zwei parallel stattfindenden 
konventionellen Kriegen ad acta 
gelegt. Stattdessen sollen die US-
Streitkräfte jetzt nur noch zur 
Führung eines einzigen konventi-
onellen Krieges (beispielsweise 
gegen Iran oder Nordkorea) in 
der Lage sein, wenn sie wie ge-
genwärtig bereits in langwierige 
asymmetrische Kampagnen in-
volviert sind. Andernfalls müssten 
die USA eine 180-Grad-Wende 
vollziehen und ihre Ökonomie auf 
Kriegswirtschaft umstellen. 
 

Andererseits befürchtet Chen 
Shuibian und auch Teile der US-
Öffentlichkeit, dass Ma womög-
lich zu nahe an Peking heranrückt 
und zu viele Zugeständnisse 
macht. Chen beklagte öffentlich in 
einem Fernsehinterview, dass der 
Preis eines Friedensvertrags 
nach den Vorstellungen Mas für 
Taiwan der Verlust der Souverä-
nität bedeuten würde. Dennoch 
könnten die USA Ma präferieren, 
da dieser stabiler als Chen agiert 
und ein Friedensvertrag von 30-
50 Jahren, bei dem die USA eine 
signifikante Rolle spielen würden, 
Stabilität für alle Seiten bedeuten 
könnte. 
 
FAQs 
Doch viele Fragen bleiben offen: 
Wird das kommunistische China 
eine Zeitperspektive von 30-50 
Jahren akzeptieren? Nach der 
Rückkehr von Hongkong 1997 
und Macao 1999 an die VR China 
ist Taiwan das letzte Stück gehei-
ligter Erde zur territorialen Integri-
tät und nationalen Souveränität. 
Chinas Weißbuch hat zu den Be-
dingungen einer militärischen In-
tervention in Taiwan die Bedin-
gung ergänzt, falls Taiwan mittels 
Gespräche die Wiedervereini-
gung herauszögere, sei dies ein 
Kriegsfall. Würde die VR China 
Ma Yingjius Vorschlag eines 30-
50 jährigen Friedensvertrages als 
einen eben solchen Verzöge-
rungsversuch werten? Wäre die 
KP China so geduldig? Was wür-
de Mas Friedensvertrag beinhal-
ten? Würde ein solcher Friedens-
vertrag den Abbau der Raketen-

potentiale und eine Demilitarisie-
rung beider Seiten bedeuten – mit 
der "balance power" USA dazwi-
schen? Würde die VR China eine 
solche Einmischung und interfe-
rence einer dritten Partei zustim-
men? Weiterhin bleibt zu fragen, 
ob die USA genug Ressourcen 
für die nächsten 30-50 Jahre in 
Ostasien haben, sollte die Lage 
im Greater Middle East eskalie-
ren. Und würde die KP China ab-
warten, bis China demokratisch 
wird und ihr ehemaliger Bürger-
kriegsgegner, die Nationalpartei, 
friedlich nach China zurückkehrt? 
Und wie sieht es mit der Guomin-
dang aus? Gibt es innerhalb der 
Partei nicht eine Fraktion, die 
Taiwan, die Demokratie und die 
eigene Partei zugunsten von Ge-
schäftsmöglichkeiten an 
Festlandchina gegen ein Grand 
Bargain ausliefern würde? Letzt-
endlich stellt sich die Frage, was 
Ma Yingjiu machen will sollte die 
VR China seinen Friedensplan 
zurückweisen. Hat er dann einen 
Plan B? Falls nicht, würde die von 
Ted Galen Carpenter diagnosti-
zierte Kriegsgefahr weiter beste-
hen bleiben. 
___________________________ 

pacificus 
Dipl-Pol. Ralf Ostner, München 

Ralf Ostner ist Diplom-Politologe sowie staat-
lich geprüfter Übersetzer in der chinesischen 
Sprache. 
Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung 
des Verfassers wieder. 
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